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Zusammenfassung Machen Parteien für die Klimapolitikgestaltung einen Unter-
schied? Diese Frage ist nicht nur angesichts des auf nationalen Beiträgen basierenden
globalen Klimaregimes relevant, sondern auch, da die Klimapolitik häufig als stär-
ker parteipolitisiert wahrgenommen wird als die Umweltpolitik im Allgemeinen. Der
vorliegende Beitrag geht der Frage auf der kommunalen Ebene nach, die bislang in
der Forschung zur umweltpolitischen Parteiendifferenzhypothese selten Beachtung
findet. Am Beispiel des Bundeslandes Hessen prüfen wir erstens, ob Parteiendiffe-
renzen eine Rolle für den Beitritt der hessischen Städte und Gemeinden zum Kli-
manetzwerk „Hessen aktiv: Die Klima-Kommunen“ spielen. Zweitens prüfen wir,
ob die Erstellung der obligatorischen Aktionspläne unter den Mitgliedern des Netz-
werks mit Parteiendifferenzen in Zusammenhang steht. Die Untersuchung beruht auf
einer Ereignisdatenanalyse der hessischen Städte und Gemeinden über den Zeitraum
von 2009 bis 2020. Die Ergebnisse deuten an, dass von Grünen (Ober-)Bürgermeis-
ter*innen regierte Städte und Gemeinden eher den Klima-Kommunen beitreten. Al-
lerdings finden wir keine Hinweise darauf, dass sich die Erstellung der Aktionspläne,
und damit ein konkreteres klimapolitisches Engagement, auf die Parteizugehörigkeit
der (Ober-)Bürgermeister*innen zurückführen lässt. Allerdings zeigt sich, dass die
Wahrscheinlichkeit der Erstellung eines Aktionsplans mit der Stärke der Grünen in
der Gemeindevertretung steigt. Diese heterogenen Ergebnisse lassen erkennen, dass
die Parteiendifferenzhypothese auch zur Erklärung von Unterschieden in der kom-
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munalen Klimapolitik beitragen könnte und dass weiterer Forschungsbedarf hierzu
auf der lokalen Ebene besteht.

Schlüsselwörter Parteiendifferenzhypothese · Klimawandel · Umweltpolitik ·
Lokale Politik · Städtenetzwerke · Diffusion

Do parties matter in local climate politics? An empirical analysis of the
Hessian “Klima-Kommunen”

Abstract Do parties matter for climate policy-making? This question is not only
relevant because domestic efforts are essential to the global climate governance
regime, but also because climate politics has often been perceived as more party
politicised than environmental politics in general. In this article, we address this
question at the local level, which has rarely been analysed in research on the “parties
matter hypothesis”. Focussing on the State of Hessen in Germany, we first investigate
whether party differences play a role in the decision of the Hessian municipalities to
join the climate network “Hessen aktiv: Die Klima-Kommunen.” Second, we study
whether party differences matter with regard to the preparation of mandatory action
plans by the network members. Our analysis draws on an event history analysis
of all Hessian municipalities from 2009 to 2020. The results tentatively suggest
that the probability of membership increases with a Green Party mayor. We find no
indication that the party affiliation of mayors is related to the preparation of action
plans, and therefore to a more concrete climate political commitment. However,
the probability of preparing an action plan increases with a stronger representation
of the Greens in municipal councils. Taken together, these heterogeneous results
demonstrate that partisan theory might also contribute to explaining differences in
local climate policies and that the local level deserves further scholarly attention in
this regard.

Keywords Parties matter hypothesis · Climate change · Environmental politics ·
Local politics · City networks · Diffusion

1 Einleitung

Machen Parteien einen Unterschied für die Staatstätigkeit? Diese Frage wird bereits
seit einiger Zeit für die Umweltpolitik und zunehmend auch für die Klimapolitik
diskutiert. Ein besseres Verständnis des politischen Wettbewerbs in der Klimapolitik
und damit der Motivation von Politiker*innen1, eine mehr oder weniger ambitio-
nierte Klimapolitik zu betreiben ist von erheblicher Bedeutung, insbesondere da das
globale Klimaregime maßgeblich auf nationale Beiträge und ihre stetige Steigerung
angewiesen ist (Le Quéré et al. 2019). Die Frage ist auch deshalb relevant, weil

1 Im weiteren Verlauf verwenden wir im Sinne der besseren Lesbarkeit ausschließlich die weibliche Form,
meinen damit aber alle Geschlechter.
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die Klimapolitik stärker parteipolitisiert zu sein scheint als die Umweltpolitik im
Allgemeinen (Farstad 2018).

Die bisherige Forschung zur Parteiendifferenzhypothese in der Klimapolitik be-
schäftigt sich bislang vor allem mit der nationalen Ebene, also mit der Frage, ob
und inwiefern die parteipolitische Zusammensetzung nationaler Regierungen und
Parlamente mit einer mehr oder weniger ambitionierten nationalen Klimapolitik in
Zusammenhang steht (Jensen und Spoon 2011; Schulze 2021; Ward und Cao 2012).
Doch die notwendigen nationalen Beiträge zum Klimaschutz werden nicht nur auf
der nationalen Ebene erbracht. Vielmehr sind unterschiedliche Akteure auf unter-
schiedlichen Ebenen gleichzeitig damit beschäftigt, klimaschädliche Treibhausgas-
emissionen zu reduzieren und eine Anpassung an den fortschreitenden Klimawandel
voranzutreiben (Bulkeley und Kern 2006; Jordan et al. 2012). Wichtige klimapo-
litische Innovationen, Experimente und Lernen aus Erfahrungen finden dabei auf
kommunaler Ebene statt (Hildén et al. 2017; Ostrom 2010).

Vor diesem Hintergrund widmet sich auch die Politikwissenschaft seit einiger
Zeit zunehmend der kommunalen Ebene. Der empirische Fokus liegt hierbei häufig
auf der Klimapolitik von Großstädten sowie den Eigenschaften und Wirkungen
von Städtenetzwerken, die als Laboratorien und Multiplikatoren für klimapolitische
Innovationen fungieren sollen (Betsill und Bulkeley 2004; Busch 2015; Giest und
Howlett 2013). Auch wenn die Wirksamkeit und Effektivität von Städtenetzwerken
durchaus kontrovers diskutiert wird (Gore 2010; Pitt 2010), so gehen doch viele
Studien davon aus, dass sie wichtige Impulse für die Entwicklung, Implementation
und Diffusion von Klimapolitiken geben können (Bansard et al. 2017; Benz et al.
2015; Francesco et al. 2020; Hakelberg 2014; Kemmerzell und Tews 2014; Kern
und Bulkeley 2009).

Vor diesem Hintergrund ist die Frage, warum sich Kommunen Klimanetzwerken
anschließen und welche Auswirkungen das hat, von besonderer Bedeutung. Ob und
inwiefern sich das kommunale Engagement in Klimanetzwerken auf Parteiendiffe-
renzen zurückführen lässt, wurde unseren Wissens für Kommunen in Deutschland
bislang nicht systematisch untersucht. Lediglich für die USA gibt es Studien, die et-
wa eine von den Demokraten dominierte lokale Regierung mit einer höheren Wahr-
scheinlichkeit eines Beitritts zu Klimanetzwerken und einer ambitionierteren Kli-
mapolitik in Verbindung bringen (Krause 2011; Krause et al. 2016; Lee und Koski
2015; Vasi 2006). Die Fachliteratur beschäftigt sich zudem bislang hauptsächlich
mit Großstädten und den „großen“ transnationalen Netzwerken. Studien mit großen
Fallzahlen, die die kommunale Vielfalt mit Groß-, Mittel- und Kleinstädten sowie
Gemeinden ohne Stadtrechte in ihrer Gesamtheit widerspiegeln, sind bislang kaum
vorhanden (Abel 2021; siehe aber Bausch und Koziol 2020). Dies ist auch aus
deutscher Sicht bedauerlich, denn Klein- und Mittelstädte sowie Gemeinden ohne
Stadtrechte machen in Deutschland etwa zwei Drittel der Bevölkerung aus und sind
damit besonders prägend für die deutsche Verwaltungs- und Siedlungsstruktur.

Der vorliegende Aufsatz leistet einen Beitrag, indem er die Parteiendifferenz-
hypothese für die kommunale Klimapolitik in Deutschland überprüft und dabei die
kommunale Vielfalt Deutschlands berücksichtigt. Wir untersuchen erstens, ob Partei-
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endifferenzen eine Rolle für die Entscheidung der hessischen Städte und Gemeinden2

spielen, dem Bündnis „Hessen aktiv: Die Klima-Kommunen“3 beizutreten, einem
hessischen Netzwerk, das sich explizit auch an kleinere Gemeinden wendet. Zwei-
tens untersuchen wir, ob unter den Mitgliedern des Netzwerks die Erstellung der ob-
ligatorischen Aktionspläne inklusive CO2-Bilanzierung und konkreten Maßnahmen,
und damit ein erweitertes klimapolitisches Engagement, mit Parteiendifferenzen in
Zusammenhang steht. Der Fall der hessischen Klima-Kommunen ist besonders in-
teressant, da zum Zeitpunkt der Untersuchung nur rund 60% der hessischen Städte,
Gemeinden und Landkreise dem Netzwerk beigetreten sind, obwohl es eine Reihe
positiver Anreize gibt, die für eine Mitgliedschaft sprechen. Darüber hinaus bietet
sich Hessen als Fallstudie an, da das Land mit nur 5 Großstädten und 417 Klein-
und Mittelstädten sowie Gemeinden ohne Stadtrechte bezüglich seiner Verwaltungs-
und Siedlungsstruktur die kommunale Vielfalt in Deutschland vergleichsweise gut
widerspiegelt. Die Ergebnisse deuten darauf hin, dass die Parteiendifferenzhypothe-
se zur Erklärung von Unterschieden in der lokalen Klimapolitik beitragen könnte.
Sie zeigen insbesondere, dass die Wahrscheinlichkeit des Erstellens von Aktions-
plänen unter anderen mit der Stärke der Grünen in der Gemeindevertretung zusam-
menhängt. Allerdings lassen die weiteren teils widersprüchlichen Ergebnisse auch
erkennen, dass weiterer Forschungsbedarf besteht.

Der Aufsatz widmet sich in der Folge zunächst der theoretischen Diskussion zur
Parteiendifferenzhypothese in der Umwelt- und Klimapolitik. Daraus leiten wir Hy-
pothesen über den Einfluss von Parteien auf die Mitgliedschaft in Klimanetzwerken
sowie das Erstellen von Aktionsplänen ab. Im Anschluss stellen wir den Fall der
hessischen Klima-Kommunen vor. Die Hypothesen überprüfen wir schließlich an-
hand einer Ereignisdatenanalyse. Eine Abschlussdiskussion ordnet die Ergebnisse
ein und erörtert ihre Implikationen.

2 Theorie

Parteiendifferenzen bzw. Parteieneffekte4 sind in der Politikwissenschaft ein häufig
untersuchtes Phänomen. Die theoretische Basis bildet die Idee des politischen Mark-
tes in repräsentativ verfassten Demokratien, nach der Parteien und Regierungen,
getrieben durch die Aussicht auf Wiederwahl bzw. Stimmgewinne, ihre politischen
Entscheidungen und Programme an den Präferenzen ihrer Wählerinnen ausrichten.
Die Parteiendifferenztheorie erwartet also dort Policy-Unterschiede wo Parteien und

2 Sofern nicht anders ausgewiesen, umfasst die Bezeichnung Gemeinde in diesem Beitrag sowohl Städte
als auch Gemeinden ohne Stadtrechte. Zu den Kommunen gehören in Hessen, wie auch in anderen Bundes-
ländern, neben den Gemeinden die Landkreise. In unserer Analyse konzentrieren wir uns auf die Gemein-
den (erste kommunale Ebene) und vernachlässigen die Landkreise (zweite kommunale Ebene) aufgrund
der geringen Fallzahl (21 Landkreise).
3 Wir benutzen in der Folge vereinfachend die Bezeichnung Klima-Kommunen.
4 In der Forschungspraxis wird eher selten konsequent zwischen beiden Bezeichnungen unterschieden.
Genau genommen stehen Parteiendifferenzen aber für Policy-Unterschiede zwischen Parteifamilien und
Parteieneffekte für Policy-Unterschiede hinsichtlich ideologischer oder anderer Positionen von Parteien
(Wenzelburger 2015).
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speziell Regierungen unterschiedliche Präferenzen haben und diese auch umsetzen
können (Hibbs 1977; Potrafke 2017; Schmidt 1996).

Die Erwartungen der Parteiendifferenztheorie sind also relativ klar. Viel umstrit-
tener ist allerdings in welchen Politikbereichen und Politikfeldern sie zutrifft. In
der Umweltpolitikforschung wird insbesondere kontrovers diskutiert, inwiefern sich
die Umweltpolitikpräferenzen von Parteien entlang der klassischen Links-Rechts-
Dimension einordnen lassen und ob in diesem Feld Policy-Unterschiede entlang
der Links-Rechts-Dimension erwartet werden können. Dabei wird einerseits argu-
mentiert, dass linke Parteien eher bereit sind, regulierend in die Marktwirtschaft
einzugreifen und dass deshalb von linken Parteien auch eine stärkere Intervention
für Umweltbelange erwartet werden kann. Andererseits wird argumentiert, dass lin-
ke Parteien weniger geneigt sein könnten, sich für Umweltbelange einzusetzen, da
solche Eingriffe überdurchschnittlich stark („schmutzige“) Industrien belasten und
damit Arbeitsplätze einer für linke Parteien besonders wichtigen Wählerschaft ge-
fährden könnten (King und Borchardt 1994).

Die gängige Alternative zu diesen ideologischen (links-rechts) Unterschieden in
der Umweltpolitik besagt, dass sich Policy-Unterschiede eher durch unterschied-
liche Positionen und Präferenzen von Parteien im Bereich Umweltschutz erklären
lassen. Insofern sich diese nicht an der Links-Recht-Orientierung von Parteien aus-
richten ist dies eine plausible Erwartung. Studien zeigen zwar regelmäßig, dass
linke Parteien stärker ausgeprägte Umweltschutzpräferenzen haben als rechte Par-
teien (Carter 2013; Dalton 2009; Neumayer 2004). Allerdings spricht der Erfolg
grüner Parteien über die letzten Jahrzehnte durchaus dafür, dass etablierte Parteien
Schwierigkeiten hatten und immer noch haben, das Umweltthema in ihre Agen-
den zu integrieren (Abou-Chadi und Kayser 2017; Kitschelt 1994; Müller-Rommel
und Poguntke 2002). Inzwischen gibt es auch eine Reihe von Studien, die zeigen,
dass eine aktivere Umweltpolitik mit stärker ausgeprägten Umweltschutzpräferen-
zen bzw. umweltfreundlicheren Positionen von Parteien sowie der Stärke grüner
Parteien zusammenhängt (Jahn 2016; Knill et al. 2010; Leinaweaver und Thomson
2016; Schulze 2014).

Diese Argumente lassen sich prinzipiell auch auf die Klimapolitik übertragen.
Folglich könnten Parteieneffekte in der Klimapolitik sowohl auf der ideologischen
Links-Rechts-Dimension als auch auf einer Umwelt- oder Klimapolitikdimension
erwartet werden. Aktuelle Studien zeigen interessanterweise eine im Vergleich zur
Umweltpolitik stärker ausgeprägte (links-rechts) Ideologisierung der Klimapolitik
(Carter et al. 2018; Farstad 2018). Wenn dies zutrifft, dann sollte in der Klimapolitik
noch mehr als in der Umweltpolitik nach ideologischen (links-rechts) Unterschie-
den geforscht werden. Allerdings sind die bisherigen Ergebnisse sehr unterschied-
lich. Einige Studien deuten darauf hin, dass linke Regierungen mehr Klimapolitik
machen und eine bessere Klimaperformanz aufweisen als rechte Regierungen (Gar-
mann 2014; Schulze 2021; Tobin 2017). Andere Studien finden eher Effekte für die
Umweltschutzpräferenzen politischer Akteure (Jensen und Spoon 2011; Ward und
Cao 2012).

Forschungsarbeiten zur umweltpolitischen Parteiendifferenztheorie auf der regio-
nalen und lokalen Ebene sind vergleichsweise selten, insbesondere im Fall Deutsch-
lands. Dies ist bedauernswert, denn in der deutschen Kommunalpolitik gibt es
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durchaus einen (unterschiedlich stark ausgeprägten) Trend zur Parteipolitisierung
(Holtmann et al. 2017). Zudem zeigt die Parteienforschung, dass auch regionale
und lokale Parteien in Deutschland systematisch unterschiedliche Positionen haben,
die in zentralen Dimensionen die Positionen der nationalen Parteien widerspiegeln
(Bräuninger et al. 2020). Tatsächlich haben sich in Deutschland auch auf subna-
tionalen Ebenen Policy-Effekte von Parteien nachweisen lassen (Böcher und Töller
2016; Debus et al. 2012; Ewert et al. 2018; Gross und Jankowski 2020; Müller 2009;
Wurster und Köhler 2016).

Für die lokale Klimapolitik sind Untersuchungen von Parteieneffekten noch sel-
ten. Studien aus den USA zeigen aber beispielsweise, dass von den Demokraten
regierte Städte eher Klimanetzwerken beitreten und ein größeres klimapolitisches
Engagement zeigen als Städte, die von den Republikanern regiert werden (Krause
2011; Lee und Koski 2015; Vasi 2006). Für die deutschen Kommunen gibt es bis-
lang keine Erkenntnisse darüber, ob die Parteiendifferenztheorie zur Erklärung von
Mitgliedschaften in Klimanetzwerken und ihren Effekten beitragen kann. Allerdings
zeigen neue Studien, dass auch in Deutschland die Stärke der Grünen auf lokaler
Ebene mit mehr und ambitionierterer lokaler Klimapolitik in Verbindung steht (Abel
2021; Kemmerzell und Hofmeister 2019).

Welche parteipolitischen Differenzen lassen sich also für die Mitgliedschaft in
den hessischen Klima-Kommunen und für die Entwicklung von Aktionsplänen im
Rahmen der Mitgliedschaft erwarten? Übersetzt man die zuvor genannten konkur-
rierenden Überlegungen zu den Policy-Effekten der Umweltschutzpräferenzen bzw.
Umweltpolitikpositionen und der Links-Rechts-Orientierung von Parteien in erwart-
bare Policy-Unterschiede nach Parteifamilien (Parteiendifferenzen), sollten demnach
einerseits die Grünen und andererseits die Sozialdemokraten eher einen Beitritt zu
den Klima-Kommunen anstreben sowie die Erstellung von Aktionsplänen vorantrei-
ben. Für einen positiven Effekt der Grünen spricht, dass grüne Parteien von allen
Parteifamilien in der Regel die ausgeprägtesten Umweltschutzpräferenzen aufwei-
sen (Carter 2013; Neumayer 2004) und Umweltthemen auch am häufigsten auf die
parlamentarische Agenda bringen (Debus und Tosun 2021). Daneben gibt es für
den vermuteten Zusammenhang auch direkte empirische Anhaltspunkte. Bulkeley
und Kern (2006) zeigen beispielsweise, dass rot-grüne Gemeinderäte bereits in den
1990er-Jahren eine treibende Kraft hinter den ersten lokalen Klimapolitiken in deut-
schen Städten waren.

Während die grundlegende Erwartung hinsichtlich grüner Parteien also relativ
eindeutig ist, kann dies nicht gleichermaßen für die Sozialdemokratie festgestellt
werden (siehe weiter oben). Dennoch werden in der Forschungsliteratur linke Par-
teien und Regierungen häufiger als rechte mit einer ambitionierteren Umwelt- und
Klimapolitik in Verbindung gebracht. Ebenfalls zeigt die Forschung, dass linke Par-
teien in der Regel stärker ausgeprägte Umweltschutzpräferenzen aufweisen als rechte
(Dalton 2009; Neumayer 2004). Wir formulieren daher auch hier unsere Hypothesen
entsprechend, weisen aber nochmals darauf hin, dass linke Regierungen klimapoli-
tische Eingriffe auch ablehnen könnten, beispielsweise um Industriearbeitsplätze zu
schützen.

Gemäß der Parteiendifferenztheorie besteht damit zunächst die Möglichkeit, dass
die Präferenzen der (Ober-)Bürgermeisterin (OB/BM) einen Einfluss auf klimapo-
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litische Entscheidungen haben. OB/BM werden in Hessen seit 1993 direkt gewählt
und haben damit eine exponierte Stellung in der lokalen Politik. Ein Einfluss auf
politische Entscheidungen, auch in der Klimapolitik, liegt daher nahe. Daher lauten
die ersten zu prüfenden Hypothesen:

H1a: Gemeinden mit einer Grünen OB/BM treten mit höherer Wahrscheinlichkeit
den Klima-Kommunen bei.

H1b: Mitglieder der Klima-Kommunen mit einer Grünen OB/BM erstellen mit hö-
herer Wahrscheinlichkeit einen Aktionsplan.

H2a: Gemeinden mit einer SPD OB/BM treten mit höherer Wahrscheinlichkeit den
Klima-Kommunen bei.

H2b: Mitglieder der Klima-Kommunen mit einer SPD OB/BM erstellen mit höhe-
rer Wahrscheinlichkeit einen Aktionsplan.

Allerdings haben OB/BM in Hessen, auch im Vergleich zu anderen Bundes-
ländern, angesichts vergleichsweise starker Befugnisse der Magistrate in Städten
bzw. der Gemeindevorstände in Gemeinden ohne Stadtrecht eine relativ schwache
Stellung und nur eine Stimme im Magistrat/Gemeindevorstand (Egner 2018). Da
es für einen Beitritt zu den Klima-Kommunen einen entsprechenden Magistratsbe-
schluss braucht, könnten damit die Präferenzen des Magistrats/Gemeindevorstands
(und nicht nur die der OB/BM) die Beitrittsentscheidung einer Stadt/Gemeinde be-
einflussen. Leider gibt es keine systematischen Daten zur Zusammensetzung der
hessischen Magistrate und Gemeindevorstände. Allerdings werden die Magistrate
und Gemeindevorstände von der Stadtverordnetenversammlung bzw. der Gemein-
devertretung für die eigene Wahlperiode gewählt. Daher kann davon ausgegangen
werden, dass sich die Mehrheitsverhältnisse und Präferenzen der Stadtverordneten-
versammlungen und Gemeindevertretungen in der Regel auch in den Magistraten
und Gemeindevorständen widerspiegeln.

Zudem wird über den Beitritt zu den Klima-Kommunen und die Umsetzung des
Aktionsplans tatsächlich häufig direkt in der Stadtverordnetenversammlung/der
Gemeindevertretung entschieden, was für einen direkten Einfluss der Stadt-/
Gemeindeparlamente spricht. Den vermuteten Zusammenhang legen auch vor-
handene Forschungsergebnisse nahe. Abel (2021) zeigt beispielsweise, dass die
Erstellung integrierter Klimaschutzpläne in den Nordrhein-Westfälischen Gemein-
den mit der Stärke der Grünen in der Gemeindevertretung zusammenhängt. Auch in
der Analyse von Kemmerzell und Hofmeister (2019) spielt die elektorale Stärke der
Grünen eine systematische Rolle für die Extensivität von Klimaschutzmaßnahmen
in den deutschen Großstädten. Damit lässt sich neben der bereits formulierten
Erwartung bezüglich der Rolle der OB/BM eine zweite formulieren, nämlich, dass
die Beitrittswahrscheinlichkeit mit der Stärke der Grünen und der SPD in der
Stadtverordnetenversammlung/Gemeindevertretung zusammenhängt. Daraus folgen
weitere zu prüfende Hypothesen:
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H3a: Je höher der Sitzanteil der Grünen in der Stadtverordnetenversammlung/
Gemeindevertretung, desto wahrscheinlicher ist ein Beitritt der Stadt/Gemeinde zu
den Klima-Kommunen.

H3b: Mitglieder der Klima-Kommunen mit einem höheren Sitzanteil der Grünen in
der Stadtverordnetenversammlung/Gemeindevertretung erstellen mit höherer Wahr-
scheinlichkeit einen Aktionsplan.

H4a: Je höher der Sitzanteil der SPD in der Stadtverordnetenversammlung/
Gemeindevertretung, desto wahrscheinlicher ist ein Beitritt der Stadt/Gemeinde
zu den Klima-Kommunen.

H4b: Mitglieder der Klima-Kommunen mit einem höheren Sitzanteil der SPD in
der Stadtverordnetenversammlung/Gemeindevertretung erstellen mit höherer Wahr-
scheinlichkeit einen Aktionsplan.

3 Die hessischen Klima-Kommunen

Die Klima-Kommunen sind ein freiwilliges Netzwerk der hessischen Städte, Ge-
meinden und Landkreise. Das Netzwerk verfolgt das Ziel, Treibhausgasemissionen
zu reduzieren und kommunale Anpassung an den Klimawandel zu fördern. Es geht
auf ein Projekt im Rahmen der hessischen Nachhaltigkeitsstrategie aus dem Jahr
2009 mit dem Namen „Hessen aktiv: 100 Kommunen für den Klimaschutz“ zurück.
Ziel dieses neuen Projekts der schwarz-gelben Landesregierung (2009–2010) unter
der Führung von Ministerpräsident Roland Koch (CDU) war es, in jeder teilneh-
menden Kommune „eine individuelle CO2-Bilanz [zu erstellen] und auf dieser Basis
ein[en] spezifische[n] Aktionsplan mit konkreten Maßnahmen [zu entwerfen]“.5 Da-
rüber hinaus zielte das Programm auf eine Vernetzung der Kommunen zur gegen-
seitigen Unterstützung in der Klimapolitik ab. Seit 2014 dürfen auch die hessischen
Landkreise dem Netzwerk beitreten. Unter der schwarz-grünen Landesregierung
(2014-heute) mit dem Ministerpräsidenten Volker Bouffier (CDU) wurde im No-
vember 2016 das Projekt in „Hessen aktiv: Die Klimakommunen“ umbenannt und
in der Folge als Bündnis verstetigt.

Ein Beitritt zum Netzwerk erfordert das Unterzeichnen einer Charta,6 mit der
sich die Mitglieder verpflichten, zu den hessischen Klimazielen (40% Treibhaus-
gasemissionsreduktion bis 2025 gegenüber 1990; Klimaneutralität bis 2050 durch
Treibhausgasemissionsreduktion von mindestens 90%) beizutragen. Die Mitglieder
verpflichten sich zudem, einen Aktionsplan zu erstellen, der eine aktuelle CO2-
Bilanz, Maßnahmen zum Klimaschutz und zur Klimawandelanpassung sowie eine
Abschätzung von deren Wirksamkeit enthält. Die Aktionspläne sollen alle fünf Jahre
aktualisiert werden. Zudem sollen die Mitglieder jährlich über durchgeführte Poli-

5 Siehe Presseinformation „Hessen Nachhaltig – zielorientiert und umsetzungsstark“ vom 3. Juni 2009.
6 https://www.klima-kommunen-hessen.de/charta.html.
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tiken und Maßnahmen berichten. Allerdings verfolgen die Klima-Kommunen auch
keine Sanktionsmaßnahmen im Fall, dass Kommunen keine Aktionspläne erstellen.

Die Unterstützungs- und Vernetzungsmöglichkeiten für die Mitgliedskommunen7

wurden im Laufe der Zeit ausgeweitet. Seit dem Jahr 2016 finden jährliche Jah-
restreffen des Netzwerks statt.8 Darüber hinaus gibt es regionale Foren und andere
Vernetzungsmöglichkeiten. Seit dem 1. Januar 2016 wurde außerdem ein finanziel-
ler Anreiz geschaffen, indem Mitglieder der Klima-Kommunen höhere Fördersätze
im Rahmen der hessischen Klimaschutzrichtlinie erhalten können: Während Nicht-
Mitglieder bei Förderanträgen in den Bereichen Klimaschutz und -anpassung mit bis
zu 50% Finanzierung durch das Land Hessen unterstützt werden konnten, betrug
der maximale Förderungssatz für die Mitglieder der Klima-Kommunen seit 2016
bis zu 70%. Diese Fördersätze wurden im Jahr 2019 auf 70% für Nicht-Mitglieder
und 90% für Mitglieder erhöht.9 Seit dem 1. Januar 2021 dürfen Mitglieder (und
Kommunen mit Windenergieanlagen) sogar 100% Förderung beantragen, während
die maximale Fördersumme für investive Maßnahmen im Klimaschutz und in der
-anpassung von 250.000 auf 400.000 C stieg.

4 Beschreibung der abhängigen Variablen

Wir überprüfen die Parteiendifferenzhypothese für zwei abhängige Variablen: den
Beitritt zum Netzwerk der Klima-Kommunen und das Erstellen eines Aktionsplans.
In beiden Fällen handelt es sich also um eine dichotome Variable, genauer gesagt
um zwei Ereignisse, die während des Beobachtungszeitraums zwischen 2009 und
2020 eintreten können. Das Netzwerk erreicht zum Ende des Beobachtungszeit-
raums weit über die Hälfte aller hessischen Kommunen.10 Bis Ende 2020 hatten
hessische 272 Kommunen (von 447, 61%), darunter 135 Städte (von 192, 70%)
und 121 Gemeinden (von 234, 52%) und 16 Landkreise (von 21, 76%) die Charta
der Klima-Kommunen unterzeichnet.11 Betrachtet man die regionale Verteilung der
Gemeindemitgliedschaften (Abb. 1a), so zeigt sich ein leichtes Nord-Süd-Gefälle,
wobei die südlichen Gemeinden häufiger Mitglied sind. So liegt die Mitgliederquote
im Regierungsbezirk Darmstadt bei etwa 64%, gefolgt von Gießen mit 58% und
Kassel mit 56%.

7 Auch andere Organisationen, wie beispielsweise kommunale Zweckverbände und Unternehmen können
inzwischen Mitglied bei den Klima-Kommunen werden. Diese sind nicht in unserer Analyse enthalten.
8 https://www.klima-kommunen-hessen.de/jahrestreffen.html.
9 https://www.klima-kommunen-hessen.de/foerderung.html.
10 Die Fusionen zu den Gemeinden Oberzent zum 1. Januar 2018 und Wesertal zum 1. Januar 2020 werden
in unserer Analyse nicht berücksichtigt. Im ersten Fall sind alle vier fusionierten Gemeinden (Beerfelden,
Hesseneck, Rothenberg, Sensbachtal) bereits vor 2018 Mitglieder bei den Klima-Kommunen geworden.
Im zweiten Fall sind weder die beiden fusionierten Gemeinden Wahlsburg und Oberweser noch die neue
Gemeinde Wesertal Mitglieder im Untersuchungszeitraum. Unsere Analyse enthält daher 426 Gemeinden,
obwohl es aktuell nur noch 422 Gemeinden (bei 21 Landkreisen) in Hessen gibt.
11 Die Daten zum Beitritt und zu den vorliegenden Aktionsplänen entnehmen wir der offiziellen Webseite
der Klima-Kommunen: https://www.klima-kommunen-hessen.de/kommunen-fuer-den-klimaschutz.html.
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a b

Abb. 1 Mitgliedschaft der hessischen Gemeinden im Netzwerk der Klima-Kommunen und vorliegende
Aktionspläne (Stand 31.12.2020). aMitgliedschaft, b Aktionspläne (AP). Quelle des Shapefile: http://gds-
srv.hessen.de/atomfeed/DigVGr-epsg25832-shp.zip

Betrachten wir die Verbreitung der Aktionspläne (Abb. 1b), so fällt zunächst auf,
dass lediglich für 119 von 256 Gemeindemitgliedern (47%) Aktionspläne vorliegen.
Entgegen den formalen Anforderungen der Klima-Kommunen ist also das Erstellen
von Aktionsplänen unter den Mitgliedern keinesfalls selbstverständlich. Vielmehr
können wir davon ausgehen, dass das Aufstellen eines Aktionsplans von einem
zusätzlichen klimapolitischen Engagement zeugt, welches nicht alle Mitglieder auf-
bringen wollen oder können. Auch hier zeigen sich leichte regionale Unterschiede.
So liegt der Anteil an vorliegenden Aktionsplänen unter den Gemeindemitgliedern
der Klima-Kommunen im Regierungsbezirk Darmstadt bei 48%, in Gießen bei 44%
und in Kassel bei 46%.

In der zeitlichen Betrachtung (Abb. 2a) zeigt sich, dass die Mitgliedschaft unter
den Gemeinden bis 2010 schnell auf knapp über 100 gestiegen ist. Das ist nicht
verwunderlich, war es doch zunächst das erklärte Ziel, 100 Kommunen für das
Netzwerk zu gewinnen. Von 2011 bis 2016 zeigt sich dann nur noch ein moderates
Mitgliederwachstum. Die Zahlen steigen erst wieder deutlich nach der Verstetigung
des Projekts im Jahr 2016 und mit der Einführung höherer Klimaprojekt-Förder-
sätze für Mitglieder. Für die Aktionspläne (Abb. 2b) zeigt sich im Zeitverlauf ein
ähnliches Muster. Allerdings ist der Anstieg nach Gründung der Klima-Kommunen
eher moderat und im späteren Verlauf sind die Anstiege wesentlich flacher als bei
den Mitgliedschaften.
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a b

Abb. 2 Mitgliedschaft der hessischen Gemeinden (N= 426) im Netzwerk der Klima-Kommunen und
vorliegende Aktionspläne unter den Mitgliedern (N= 256), 2009–2020. aMitgliedschaft, b Aktionspläne

5 Unabhängige Variablen und Analysemethode

In diesem Abschnitt beschreiben wir zunächst die unabhängigen Variablen und ihre
Operationalisierung bevor wir auf die Analysemethode eingehen. Tab. 1 präsentiert
eine Übersicht aller unabhängigen Variablen. Als Erstes stellen wir für den Beobach-
tungszeitraum anhand der Daten der hessischen Wahlleiterin fest, wer die Direktwahl
zur OB/BM gewonnen hat und von welcher Partei der erfolgreiche Wahlvorschlag
stammte. Die Partei des erfolgreichen Wahlvorschlags nehmen wir als Maß für die
Präferenz der OB/BM für die jeweiligen Amtszeiten. Zweitens berechnen wir aus
den Daten der Wahlleiterin die Sitzanteile der Grünen, der SPD, der CDU, der FDP
und der Linken in der Gemeindevertretung. Sonstige Parteien und Wählergemein-
schaften bleiben an dieser Stelle unberücksichtigt. Die Sitzanteile nehmen wir als
Maß für die politische Stärke der jeweiligen Partei auf kommunaler Ebene.

Die erste Kontrollvariable gibt an, ob der Landkreis, in dem sich eine Gemein-
de befindet, bereits Mitglied der Klima-Kommunen ist. Einerseits kann erwartet
werden, dass Gemeinden durch eine Mitgliedschaft des eigenen Landkreises er-
mutigt werden, selbst Mitglied der Klima-Kommunen zu werden. Andererseits ist
denkbar, dass eine Kreismitgliedschaft den Druck auf die Gemeinden, selbst kli-
mapolitisch tätig zu werden, verringert (Lee und Koski 2015). Für die Analyse
der Aktionspläne kodieren wir entsprechend, ob der zugehörige Landkreis einer
Gemeinde bereits einen Aktionsplan vorgelegt hat. Zweitens könnte der politische
Druck den Klima-Kommunen beizutreten bzw. einen Aktionsplan zu erstellen stei-
gen, je mehr Gemeinden im jeweiligen Landkreis dies bereits getan haben. Dazu
erheben wir den Anteil der Gemeindemitglieder bzw. den Anteil erstellter Akti-
onspläne im jeweiligen Landkreis einer Gemeinde. Des Weiteren dürfte ein bereits
vorhandenes Engagement in Klimanetzwerken förderlich für den Beitritt zu den
Klima-Kommunen sein (Abel 2021). Wir operationalisieren die Wirkung vorhan-
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Tab. 1 Beschreibung der unabhängigen Variablen, 426 hessische Gemeinden (2009–2020)

Mittelwert Standardabweichung Min Max

Parteipolitische Präferenzen

OB/BM:

Bündnis 90/Die Grünen 0,007 0,085 0 1

SPD 0,462 0,499 0 1

CDU 0,323 0,468 0 1

FDP 0,011 0,106 0 1

Andere 0,197 0,398 0 1

Sitzanteile:

Bündnis 90/Die Grünen 0,068 0,075 0 0,351

SPD 0,356 0,137 0 1

CDU 0,318 0,127 0 1

FDP 0,035 0,047 0 0,387

Die Linke 0,003 0,012 0 0,086

Kontrollvariablen

Landkreismitgliedschaft 0,237 0,425 0 1

Landkreis mit Aktionsplan 0,147 0,354 0 1

Anteil Mitglieder im Landkreis 0,283 0,214 0 1

Anteil Aktionspläne im Landkreis 0,119 0,145 0 1

Mitglied im Klima-Bündnis 0,113 0,316 0 1

Klimaschutzmanagement 0,020 0,139 0 1

Klimaschutzkonzept 0,182 0,386 0 1

Kreisfreie Stadt 0,012 0,108 0 1

Bevölkerung (log) 9,023 0,873 6,422 13,546

Steuereinnahmen pro Kopf (log) 6,030 0,624 3,807 9,253

Verschuldung pro Kopf (Tsd. C) 1,154 0,903 0 8,088

dener Netzwerke über die Mitgliedschaft im europäischen Städtenetzwerk „Klima-
Bündnis.“12 Das Klima-Bündnis ist eines der größten kommunalen Klimanetzwerke
weltweit, hat seinen Hauptsitz in Frankfurt am Main und wurde bereits 1990 als
Zusammenschluss europäischer Kommunen in Partnerschaft mit Vertreterinnen der
indigenen Völker des Amazonasbeckens gegründet. Im Jahr 2020 hatte das Klima-
Bündnis über 1800 Mitglieder, darunter auch 55 Kommunen aus Hessen. Darüber
hinaus könnte die Beitrittswahrscheinlichkeit sowie die Bereitschaft Aktionspläne
zu erstellen durch bereits vorhandene Klimapolitiken und administrative Kapazitäten
einer Gemeinde beeinflusst werden. Dazu erheben wir aus der Förderdatenbank der
deutschen Bundesregierung und ihrer Ministerien erstens, ob es in einer Gemeinde
ein aus der Kommunalrichtlinie gefördertes Klimamanagement gibt und zweitens,
ob bereits die Erstellung eines Klimaschutz(teil)konzepts gefördert wurde.13 Ein vor-
handenes Klimaschutzmanagement stellt eine wichtige administrative Kapazität dar,
die für ein weiteres klimapolitisches Engagement einer Gemeinde förderlich sein

12 www.klimabuendnis.org.
13 www.klimaschutz.de.
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kann. Ein vorhandenes Klimaschutzkonzept wird zudem von den Klima-Kommu-
nen ersatzweise für die Erstellung eines Aktionsplans anerkannt (mitunter muss es
um den Anpassungsbereich ergänzt werden). Das Vorliegen eines Klimaschutzkon-
zepts könnte daher sowohl den Beitritt als auch das Aufstellen eines Aktionsplans
vereinfachen.

Außerdem kontrollieren wir für mögliche Stadt-Land-Unterschiede in der kom-
munalen Klimapolitik. In der Literatur werden Städte im Vergleich zu ländlichen
Regionen häufig mit einer höheren klimapolitischen Innovationskraft in Verbindung
gebracht (Bulkeley 2010). Positive Einstellungen zum Thema Klimaschutz sollten
darüber hinaus überdurchschnittlich häufig in städtisch geprägten Milieus vorzu-
finden sein. Eine Dummy-Variable für die kreisfreien Städte in Hessen sowie die
Bevölkerungsgröße kontrollieren für diese potenziellen Effekte. Schließlich könnten
auch die finanziellen Kapazitäten einer Gemeinde eine Rolle spielen, wobei eine
angespannte Haushaltslage das Eingehen zusätzlicher Verpflichtungen im Rahmen
von Klimanetzwerken und die Erstellung von Aktionsplänen erschweren könnte.
Den finanziellen Druck, dem eine Gemeinde ausgesetzt ist, beziehungsweise die ad-
ministrativen Kapazitäten einer Gemeinde bilden wir über die Realsteuereinnahmen
sowie die Verschuldung pro Kopf ab. Die ökonomischen und finanziellen Faktoren
sowie die Bevölkerungsgröße entnehmen wir allesamt der hessischen Gemeinde-
statistik. Die Kontrollvariablen gehen alle um ein Jahr verzögert in die Analysen
ein.

Da wir es mit zwei dichotomen abhängigen Variablen zu tun haben, schätzen
wir logistische Regressionen mit nach Gemeinden geclusterten Standardfehlern.
Genauer gesagt ist unser Datensatz für eine time-series cross-section (TSCS) Er-
eignisanalyse aufgebaut (Beck et al. 1998). Dazu beobachten wir die Zustände der
hessischen Gemeinden im Sinne der besprochenen Variablen in Einjahresabständen
über den Zeitraum von 2009 bis 2020. Das Verfahren der Ereignisanalyse eignet sich
besonders um zu erklären, warum Ereignisse bei Untersuchungseinheiten auftreten
(Blossfeld 2006, S. 113) – in unserem Fall also ein Beitritt zu den Klima-Kommu-
nen und das Erstellen von Aktionsplänen. Die Ereignisanalyse modelliert dabei die
Wahrscheinlichkeit bzw. das statistische „Risiko“ des Eintretens eines Ereignisses
in Abhängigkeit wechselnder Zustände der Untersuchungseinheiten – in unserem
Fall also insbesondere unter wechselnden lokalen Exekutivpräferenzen und parla-
mentarischen Mehrheiten – und wie sich dieses Risiko über Zeit verändert (Box-
Steffensmeier und Jones 2004; Jäckle 2020). Das Risiko eines Beitritts beginnt in
unserer Analyse für jede hessische Gemeinde im Jahr 2009 mit der Gründung der
Klima-Kommunen und endet mit ihrem Beitritt oder mit dem Ende des Beobach-
tungszeitraums im Jahr 2020. Für die Analyse der Aktionspläne hingegen beginnt
das Risiko für jede Gemeinde individuell im Jahr ihres Beitritts zu den Klima-Kom-
munen. Nicht-Mitglieder bleiben in der Analyse der Aktionspläne unberücksichtigt.
Die zeitliche Abhängigkeit des Risikos modellieren wir in Form von kubischen Po-
lynomen (t, t2, t3) (Carter und Signorino 2010). Neben diesen drei Zeitvariablen ent-
halten unsere Modelle Dummy-Variablen (Fixed-Effects) für die Regierungsbezirke.
Damit kontrollieren wir für das zuvor festgestellte Nord-Süd-Gefälle bzw. regionale
Cluster in den Mitgliedschaften, Aktionsplänen und in weiteren Variablen.
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Im Anhang berichten wir zusätzlich Ergebnisse für ein zweistufiges Heckman-
Selektions-Probit-Modell. Dieses Verfahren berücksichtigt, dass die Analyse der Ak-
tionspläne nur für Mitglieder der Klima-Kommunen durchgeführt werden kann, die
Selektion in das Sample dieser Analyse also nicht zufällig ist. Anders ausgedrückt
wird damit berücksichtigt, dass sich die Wahrscheinlichkeit der Mitgliedschaft eben-
falls auf die Erstellung eines Aktionsplans auswirkt bzw. dass Faktoren, die den
Beitritt begünstigen, auch das Erstellen von Aktionsplänen fördern könnten. Die Er-
stellung eines Aktionsplans ist also möglicherweise nicht unabhängig vom Ereignis
des Beitritts. Die im nächsten Abschnitt präsentierten Ergebnisse lassen sich auch
mit dieser Methode weitestgehend bestätigen.

6 Ergebnisse

Tab. 2 zeigt zunächst die Ergebnisse für den Beitritt der hessischen Städte und Ge-
meinden zu den Klima-Kommunen. Wir beginnen mit einem schlichten Modell, das
nur die Parteienvariablen enthält (Modell 1), fügen dann zunächst die diffusions- und
policy-bezogenen Kontrollvariablen (Modell 2) und schließlich auch die sozio-öko-
nomischen Kontrollvariablen (Modell 3) hinzu. Als erstes stellen wir fest, dass die
Koeffizienten für die Grüne Bürgermeisterin in allen drei Modellen hochsignifikant
und positiv sind. Konkret zeigt eine Berechnung der Odds-Ratios in Modell 3, dass
sich unter einer Grünen OB/BM die Wahrscheinlichkeit eines Beitritts im Vergleich
zu einer Gemeinde mit CDU OB/BM mehr als verfünffachen würde. Das Ergebnis
entspricht grundsätzlich der in Hypothese 1a formulierten Erwartung. Allerdings
ist unklar, inwiefern es sich verallgemeinern lässt, denn unser Datensatz enthält
nur 5 Gemeinden mit einer Grünen OB/BM, die allesamt im Beobachtungszeitraum
den Klima-Kommunen beigetreten sind. Dabei fanden zwei von zwei möglichen
Beitritten unter einer Grünen BM statt: Friedrichsdorf 2010 unter BM Horst Burg-
hardt und Rödermark 2009 unter BM Roland Kern. Die anderen drei Gemeinden mit
Grünen OB/BM waren bereits vor der Wahl Grüner OB/BM den Klima-Kommunen
beigetreten. Das Ergebnis ist daher mit Vorsicht zu interpretieren. Zudem finden wir
für die Stärke der Grünen in der Gemeindevertretung keine signifikanten Effekte,
sodass wir Hypothese 2a verwerfen können. Für die SPD OB/BM finden wir ledig-
lich in Modell 3 einen marginal signifikanten positiven Effekt auf dem 10%-Niveau.
Dazu finden wir in allen drei Modellen einen signifikant negativen Effekt für die
Stärke der SPD in der Gemeindevertretung, d.h. je stärker die SPD vertreten ist,
desto unwahrscheinlicher wird der Beitritt. Dieses Ergebnis überrascht und sollte
vor dem Hintergrund des (marginal) positiven Effekts der SPD OB/BM Anlass zu
weiterer Forschung geben.14 Des Weiteren fällt auf, dass die Stärke der FDP in der
Gemeindevertretung in allen drei Modellen einen signifikant positiven Effekt auf
die Beitrittswahrscheinlichkeit ausübt. Auch dieses Ergebnis entspricht nicht unse-
rer Erwartung, insofern die hessische FDP eher dem rechts-konservativen Spektrum
zuzuordnen ist (Bräuninger et al. 2020, S. 125). Vor dem Hintergrund dieser ambiva-

14 Der negative SPD Effekt bleibt auch unter Kontrolle des Anteils der industriellen Beschäftigung beste-
hen (siehe Anhang).
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Tab. 2 Determinanten des Beitritts der hessischen Gemeinden zu den Klima-Kommunen, 2009–2020

Modell 1 Modell 2 Modell 3

OB/BM:
Bündnis 90/Die Grünen 2,311*** 1,616** 1,750***

(0,728) (0,707) (0,638)
SPD 0,267 0,276 0,316*

(0,180) (0,190) (0,190)
FDP 0,143 0,443 0,499

(0,736) (0,720) (0,737)
Andere 0,074 0,195 0,231

(0,221) (0,223) (0,230)

Sitzanteile:
Bündnis 90/Die Grünen 1,537 0,374 –1,147

(1,129) (1,170) (1,270)
SPD –1,312** –1,292** –1,331*

(0,634) (0,641) (0,691)
CDU 0,499 0,343 0,188

(0,618) (0,632) (0,742)
FDP 5,191*** 4,897*** 4,021***

(1,478) (1,461) (1,466)
Die Linke 4,342 –1,378 –9,442

(6,830) (6,795) (7,234)
Landkreismitgliedschaft (t-1) – 0,182 0,140

– (0,232) (0,236)
Anteil Mitglieder im Landkreis (t-1) – 0,203 0,164

– (0,602) (0,602)
Mitglied im Klima-Bündnis (t-1) – 0,986*** 0,618**

– (0,231) (0,256)
Klimaschutzmanagement (t-1) – 1,349* 1,103

– (0,793) (0,759)
Klimaschutzkonzept (t-1) – 0,577*** 0,476**

– (0,210) (0,210)
Kreisfreie Stadt – – 1,141

– – (0,702)
Bevölkerung (log, t-1) – – 0,481***

– – (0,134)
Steuereinnahmen pro Kopf (log, t-1) – – –0,156

– – (0,137)
Verschuldung pro Kopf (Tsd. C, t-1) – – 0,066

– – (0,080)

Beobachtungen 3648 3648 3648

Gemeinden 426 426 426

Log likelihood –828,754 –812,372 –801,274

Anmerkungen: Alle Modelle enthalten kubische Polynome (t, t2, t3) und Dummy-Variablen für die drei
Regierungsbezirke. Nach Gemeinden geclusterte Standardfehler in Klammern. Die Referenzkategorie für
die Exekutivpräferenzen ist die CDU. * p< 0,10, ** p< 0,05, *** p< 0,01
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Tab. 3 Determinanten der Erstellung eines Aktionsplans durch die Mitglieder der Klima-Kommunen,
2014–2020

Modell 1 Modell 2 Modell 3

OB/BM:
Bündnis 90/Die Grünen 0,062 0,220 0,600

(0,618) (0,533) (0,503)
SPD 0,011 –0,004 0,045

(0,264) (0,295) (0,289)
FDP –0,113 0,476 0,653

(0,915) (0,909) (0,977)
Andere –0,136 –0,179 –0,084

(0,318) (0,338) (0,334)

Sitzanteile:
Bündnis 90/Die Grünen 5,055*** 3,779** 3,133*

(1,538) (1,639) (1,730)
SPD –1,217 –1,246 –1,591

(0,966) (1,119) (1,257)
CDU 0,653 0,543 0,311

(0,893) (0,986) (1,189)
FDP –0,903 –1,126 –4,023

(2,286) (2,384) (2,878)
Die Linke 19,653** 3,181 1,431

(7,685) (9,844) (10,299)
Landkreis mit Aktionsplan (t-1) – –0,300 –0,293

– (0,334) (0,337)
Anteil Aktionspläne im Landkreis (t-1) – 0,761 1,254

– (0,911) (1,013)
Mitglied im Klima-Bündnis (t-1) – 0,604* 0,207

– (0,310) (0,335)
Klimaschutzmanagement (t-1) – 2,049** 1,551*

– (0,908) (0,800)
Klimaschutzkonzept (t-1) – 1,562*** 1,553***

– (0,275) (0,266)
Kreisfreie Stadt – – –2,000**

– – (0,894)
Bevölkerung (log, t-1) – – 0,490**

– – (0,204)
Steuereinnahmen pro Kopf (log, t-1) – – 0,224

– – (0,183)
Verschuldung pro Kopf (Tsd. C, t-1) – – 0,152

– – (0,161)

Beobachtungen 1116 1116 1116

Gemeinden 256 256 256

Log likelihood –343,230 –316,845 –311,403

Anmerkungen: Alle Modelle enthalten kubische Polynome (t, t2, t3) und Dummy Variablen für die drei
Regierungsbezirke. Nach Gemeinden geclusterte Standardfehler in Klammern. Die Referenzkategorie für
die Exekutivpräferenzen ist die CDU. * p< 0,10, ** p< 0,05, *** p< 0,01
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lenten Ergebnisse, stellen wir fest, dass die Parteiendifferenzhypothese zumindest für
den Beitritt zu den Klima-Kommunen keine überzeugende Erklärungskraft besitzt.

Allerdings zeigen sich erwartete Effekte für einige Kontrollvariablen. So gibt
es statistisch signifikante Evidenz, dass eine Mitgliedschaft im Klima-Bündnis die
Wahrscheinlichkeit eines Beitritts zu den Klima-Kommunen erhöht. Laut Modell 3
steigt die Wahrscheinlichkeit eines Beitritts für Klima-Bündnis-Mitglieder im Ver-
gleich zu Nicht-Mitgliedern um etwa 85%. Ebenfalls einen signifikant positiven
Effekt finden wir in Modell 2 und 3 für ein vorhandenes Klimaschutzkonzept. Ist
bereits ein solches Konzept vorhanden, dann steigt die Beitrittswahrscheinlichkeit
gemäß Modell 3 um gut 60%. Schließlich bestätigt Modell 3 auch, wie erwartet,
dass die Wahrscheinlichkeit eines Beitritts zu den Klima-Kommunen mit der Bevöl-
kerungsgröße einer Gemeinde steigt.

Tab. 3 präsentiert die Ergebnisse für das Erstellen von Aktionsplänen. Zunächst
fällt auf, dass für die Exekutivpräferenzen in keinem der drei Modelle signifikante
Ergebnisse vorliegen, sodass die Hypothesen 1b und 2b verworfen werden können.
Allerdings bestätigen die Ergebnisse die Hypothese 3b, wonach die Wahrschein-
lichkeit der Erstellung eines Aktionsplans mit dem Sitzanteil der Grünen in der
Gemeindevertretung steigt. Die entsprechenden Koeffizienten sind in allen drei Mo-
dellspezifikationen positiv und signifikant (in Modell 3 nur noch auf dem 10%
Niveau). Gemäß Modell 3 steigt die Wahrscheinlich der Erstellung um 3,2% wenn
der Sitzanteil der Grünen um 1% steigt oder um 26,5% für eine Standardabweichung
(welche bei 7,5% liegt). Im Gegensatz zur Beitrittsentscheidung finden wir für die
Erstellung der Aktionspläne in allen Modellen negative Vorzeichen für die FDP-
Stärke. Allerdings sind die Koeffizienten nicht signifikant. Die Ergebnisse in Tab. 3
bestätigen zudem die positiven klimapolitischen Effekte eines vorhandenen Klima-
schutzkonzepts und der Bevölkerungsgröße. Zusätzlich erhöht ein vorhandenes Kli-
maschutzmanagement die Wahrscheinlichkeit der Erstellung eines Aktionsplans.15

7 Schlussfolgerungen

Der vorliegende Beitrag beschäftigte sich mit der Frage, ob Parteien eine Rolle für
die Gestaltung lokaler Klimapolitik spielen. Damit leisten wir einen Beitrag zu ei-
nem besseren Verständnis von lokaler Klimapolitik, einer Ebene, von der wichtige
Beiträge zum Klimaschutz und zur Anpassung erwartet werden und die deshalb zu-
nehmend Gegenstand auch politikwissenschaftlicher Forschungsarbeiten geworden
ist. Bislang fokussierten sich empirische Untersuchungen zur lokalen Klimapolitik
allerdings überwiegend auf Großstädte. Systematische Untersuchungen zur Partei-
endifferenz sind in diesem Bereich und insbesondere in Hinblick auf kleinere Städte
und Gemeinden liegen kaum vor. Insgesamt betrachtet bleiben die Ergebnisse unse-

15 Im Anhang überprüfen wir auch, ob sich Parteieneffekte einer bestimmten Zeitperiode zuordnen lassen.
Insbesondere könnten sich Parteieneffekte eher während der Periode vor 2016 einstellen, da ab diesem
Zeitpunkt die Erhöhung der Fördersätze für Mitglieder der Klima-Kommunen zusätzliche finanzielle An-
reize geschaffen und damit parteipolitische Effekte unterdrückt haben könnte. Die Ergebnisse bestätigen
diese Vermutung in Teilen: Wie erwartet beziehen sich insbesondere die signifikant positiven Effekte für
die Grüne OB/BM und für die Stärke der Grünen in der Gemeindevertretung auf die Periode 2009–2015.
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Tab. 4 Zusammenfassung der Hypothesen und Ergebnisse

Variable Erwartung Mitgliedschaft Aktionspläne

Hypothese Ergebnis Hypothese Ergebnis

Grüne OB/BM + H1a (+) H1b .

SPD OB/BM + H2a . H2b .

Grüner Sitzanteil + H3a . H3b +

SPD Sitzanteil + H4a (–) H4b .

Anmerkungen: Abgebildet sind positive „+“ und negative „–“ statistisch signifikante Effekte. Überwiegend
insignifikante Ergebnisse sind mit „.“ gekennzeichnet. In Klammern stehen weniger belastbare Ergebnisse.

rer Untersuchung widersprüchlich. Wie in Tab. 4 zusammengefasst, finden wir für
die Mehrzahl der von uns formulierten Spielarten der Parteiendifferenzhypothese
keine robuste Evidenz.

Vergleicht man die Ergebnisse für die Exekutivpräferenzen, so fällt auf, dass
eine Grüne OB/BM im Gegensatz zur Beitrittsentscheidung keinen positiven Ef-
fekt auf die Erstellung von Aktionsplänen ausübt. Dieser widersprüchliche Befund
mag mit der geringen Anzahl an Grünen OB/BM im Sample (also der geringen
Varianz dieser Variable) zusammenhängen. Tatsächlich gibt es im Sample zur Ak-
tionsplanerstellung lediglich vier Gemeinden (Darmstadt, Egelsbach, Friedrichsdorf
und Rödermark) mit einem Grünen OB/BM, von denen allerdings drei (Darmstadt,
Friedrichsdorf und Rödermark) während dieser Konstellation einen Aktionsplan er-
stellt haben.

Robust bestätigen lässt sich lediglich Hypothese 3b, d.h. je stärker die Grünen in
der Gemeindevertretung vertreten sind, desto wahrscheinlicher erstellen die Mitglie-
der der Klima-Kommunen einen Aktionsplan. Diese Ergebnisse sind im Einklang mit
bestehenden Arbeiten aus Nordrhein-Westfalen (Abel 2021) und für deutsche Groß-
städte (Kemmerzell und Hofmeister 2019). Allerdings gibt es keinen vergleichbaren
Effekt für die Beitrittsentscheidung. Das Ergebnis mag mit dem erheblichen Mehr-
aufwand zusammenhängen, den die Erstellung eines Aktionsplans im Vergleich zur
„reinen“ Beitrittsentscheidung bedeutet. Zur Realisierung dieser zusätzlichen klima-
politischen Verpflichtung braucht es möglicherweise zusätzlichen politischen Druck,
den eine starke Grüne Präsenz in der Gemeindevertretung realisieren kann. Analog
ließe sich auch das spiegelverkehrte Ergebnis für die FDP einordnen: Wenn der
reine Beitritt zu den Klima-Kommunen einen Schritt mit vergleichsweise geringen
Kosten darstellt, dann könnte auch die FDP diesen Schritt verfolgen, in der Folge
allerdings keine zusätzlichen Verpflichtungen in Sinne der Aktionspläne anstreben.16

Um diese Interpretation abzusichern, bräuchte es allerdings weitere, auch qualita-
tive, Forschungsarbeit. Auch die Ergebnisse der hessischen Kommunalwahlen des
Jahres 2021 sollten in zukünftigen Arbeiten zur Parteiendifferenzhypothese in der
hessischen Lokalpolitik berücksichtigt werden.

Die teils widersprüchlichen Ergebnisse könnten auch mit abweichenden Partei-
positionen auf lokaler Ebene zusammenhängen, also mit lokalen Positionen, die

16 Im Heckman-Selektions-Probit-Modell finden wir im vollständigen Modell sogar einen auf dem 10%
Niveau signifikant negativen Effekt der FDP-Stärke auf die Erstellung von Aktionsplänen (siehe Anhang).
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sich von Bundes- und Landesebene unterscheiden. Das Local Manifesto Project
(Gross und Jankowski 2020), erhebt Positionen lokaler Parteien in Deutschland, al-
lerdings liegen diese Daten bislang nur für Großstädte vor. Darüber hinaus sollte der
Frage nachgegangen werden, inwiefern abweichende Regierungskonstellationen auf
Landes- und kommunaler Ebene für die Klimapolitik relevant sind. Im Hessischen
Landtag befindet sich die SPD beispielsweise seit 1999 in der Opposition. Es be-
steht damit die Möglichkeit, dass hessische SPD-Kommunalpolitikerinnen den hes-
sischen Landesprogrammen aus politischen Erwägungen skeptisch gegenüberstehen.
Schließlich könnten Parteiendifferenzen auch durch die spezifischen Problemstruk-
turen einer Gemeinde verschleiert werden, also insbesondere durch die elektoralen
Kosten und Nutzen einzelner klimapolitischer Maßnahmen (Töller 2017). Zudem
sollte berücksichtigt werden, dass sich unsere Untersuchung auf die Überprüfung
der Parteiendifferenzhypothese konzentriert hat und damit keineswegs alle etablier-
ten Erklärungen zur lokalen Klimapolitik in unsere Modelle aufgenommen wurden
bzw. aufgenommen werden konnten. Beispielsweise liegen uns keine hessenweiten
Daten zu Policy Entrepreneuren vor, obwohl zahlreiche Studien auf die Bedeutung
einzelner Persönlichkeiten in der lokalen Klimapolitik hinweisen (Bulkeley und Kern
2006; Kalafatis und Lemos 2017).

Letztendlich ist bei der Interpretation der Ergebnisse auch zu berücksichtigen,
dass ein Beitritt zu den Klima-Kommunen und das Erstellen eines Aktionsplans
zwar wichtige klimapolitische Entscheidungen darstellen können, positive Einflüsse
auf das Klima und die Anpassung an den Klimawandel allerdings entscheidend von
der erfolgreichen Umsetzung der beschlossenen Politiken und Maßnahmen abhän-
gen. Der Implementationsschritt ist nicht mehr Teil unserer Untersuchung gewesen.
Um die Auswirkungen der untersuchten Entscheidungen zu bewerten, müssten Kli-
mapolitiken und Maßnahmen, so wie dies bereits auf nationaler Ebene geschieht
(Schoenefeld et al. 2019), auch auf lokaler Ebene systematischer und umfassender
erfasst werden (siehe z.B. Otto et al. 2021). Zukünftige Forschungsarbeiten soll-
ten sich also mit den Wirkungen von Klimanetzwerken, der Verbreitung lokaler
Klimapolitikinstrumente und deren Wirkungen auf die lokale klimapolitische Per-
formanz auseinandersetzen. Für die hessischen Klima-Kommunen deutet Abb. 2
beispielsweise an, dass die Mitgliedszahlen mit der Einführung höherer Fördersät-
ze für Mitglieder wieder stärker steigen. Vor diesem Hintergrund könnte überprüft
werden, inwiefern sich dieser Zuwachs auch in der Anzahl tatsächlich gestellter
Förderanträge niederschlägt. Denn in der Vergangenheit wurden die Fördertöpfe in
Teilen nicht ausgeschöpft.17 Dies könnte Hinweise auf die (indirekte) Wirksamkeit
des Netzwerks geben.

17 https://www.hessen.de/presse/pressemitteilung/30-kommunale-klimaschutzmassnahmen-im-ersten-
halbjahr-gefoerdert-0.
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Anhang

Tab. 5 Ergebnisse eines zweistufigen Heckman-Selektions-Probit-Modells

Modell 1 Modell 2 Modell 3

Ergebnisgleichung: Aktionspläne

OB/BM:
Bündnis 90/Die Grünen –0,366 –0,066 0,079

(0,360) (0,302) (0,309)
SPD –0,011 –0,017 0,009

(0,147) (0,158) (0,155)
FDP –0,019 0,164 0,235

(0,635) (0,602) (0,633)
Andere –0,099 –0,129 –0,094

(0,180) (0,186) (0,187)

Sitzanteile:
Bündnis 90/Die Grünen 1,979** 1,853** 1,763*

(0,865) (0,858) (0,902)
SPD –0,254 –0,504 –0,647

(0,591) (0,603) (0,649)
CDU 0,397 0,221 0,141

(0,513) (0,536) (0,602)
FDP –1,687 –1,466 –2,660*

(1,357) (1,387) (1,469)
Die Linke 6,686 2,453 2,130

(4,887) (5,466) (5,673)
Landkreis mit Aktionsplan (t-1) – –0,241 –0,264

– (0,183) (0,180)
Anteil Aktionspläne im Landkreis (t-1) – –0,026 0,049

– (0,551) (0,594)
Mitglied im Klima-Bündnis (t-1) – 0,191 0,030

– (0,192) (0,203)
Klimaschutzmanagement (t-1) – 1,152** 0,959*

– (0,548) (0,504)
Klimaschutzkonzept (t-1) – 0,757*** 0,746***

– (0,168) (0,164)
Kreisfreie Stadt – – –0,925**

– – (0,438)
Bevölkerung (log, t-1) – – 0,156

– – (0,124)
Steuereinnahmen pro Kopf (log, t-1) – – 0,107

– – (0,099)
Verschuldung pro Kopf (Tsd. C, t-1) – – 0,071

– – (0,091)
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Tab. 5 (Fortsetzung)

Modell 1 Modell 2 Modell 3

Selektionsgleichung: Mitgliedschaft

OB/BM:
Bündnis 90/Die Grünen 1,978*** 1,475*** 1,501***

(0,508) (0,474) (0,438)
SPD 0,149 0,171 0,198

(0,127) (0,136) (0,135)
FDP 0,015 –0,079 –0,019

(0,676) (0,657) (0,613)
Andere 0,145 0,176 0,206

(0,170) (0,177) (0,176)

Sitzanteile:
Bündnis 90/Die Grünen 0,580 –0,129 –1,080

(0,817) (0,861) (0,888)
SPD –0,617 0,009 0,001

(0,524) (0,559) (0,603)
CDU 0,432 0,476 0,254

(0,478) (0,546) (0,591)
FDP 3,750*** 3,211** 2,338*

(1,277) (1,300) (1,280)
Die Linke 8,619* 7,589 2,797

(4,830) (5,749) (5,843)
Landkreismitgliedschaft (t-1) – –0,021 –0,070

– (0,115) (0,114)
Anteil Mitglieder im Landkreis (t-1) – 2,500*** 2,557***

– (0,340) (0,346)
Mitglied im Klima-Bündnis (t-1) – 0,508*** 0,240

– (0,196) (0,220)
Klimaschutzmanagement (t-1) – 0,109 –0,105

– (0,434) (0,430)
Klimaschutzkonzept (t-1) – 0,167 0,101

– (0,145) (0,147)
Kreisfreie Stadt – – 0,398

– – (0,548)
Bevölkerung (log, t-1) – – 0,330***

– – (0,115)
Steuereinnahmen pro Kopf (log, t-1) – – 0,013

– – (0,089)
Verschuldung pro Kopf (Tsd. C, t-1) – – 0,027

– – (0,065)

Beobachtungen 4508 4508 4508

Gemeinden 426 426 426

Log likelihood –2695,074 –2495,235 –2449,848

Alle Modelle enthalten kubische Polynome (t, t2, t3) und Dummy-Variablen für die drei Regierungsbezirke.
Nach Gemeinden geclusterte Standardfehler in Klammern. Die Referenzkategorie für die Exekutivpräfe-
renzen ist die CDU
*p< 0,10, **p< 0,05, ***p< 0,01
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Tab. 6 Robustheitsanalysen

Mitgliedschaft Aktionspläne Mitglied-
schaft

Aktions-
pläne2009–2015 2016–2020 2009–2015 2016–2020

(1) (2) (3) (4) (5) (6)

OB/BM:
Bündnis 90/Die Grünen 1,707** – 0,571 – 1,710*** 0,590

(0,776) – (0,636) – (0,642) (0,512)
SPD 0,336 0,291 –0,305 0,502 0,306 0,031

(0,255) (0,296) (0,430) (0,501) (0,192) (0,294)
FDP 0,248 0,699 0,093 1,626 0,469 0,599

(0,976) (1,063) (1,109) (1,105) (0,737) (0,980)
Andere 0,305 0,206 –0,899 0,804 0,217 –0,136

(0,328) (0,316) (0,578) (0,512) (0,229) (0,343)

Sitzanteile:
Bündnis 90/Die Grünen –2,001 1,587 3,956* 0,509 –1,101 3,031*

(1,886) (1,944) (2,117) (3,223) (1,290) (1,733)
SPD –0,764 –1,781* –0,143 –2,210 –1,358** –1,571

(1,181) (0,938) (2,052) (1,765) (0,692) (1,247)
CDU 0,769 –0,494 –0,927 2,087 0,205 0,207

(1,314) (0,946) (2,070) (1,772) (0,743) (1,187)
FDP 6,410*** 2,592 –3,401 –0,214 4,158*** –4,103

(2,345) (1,796) (5,305) (3,162) (1,470) (2,895)
Die Linke –16,097 –4,917 21,753 –21,677 –9,517 2,387

(10,735) (9,165) (14,244) (20,544) (7,237) (10,207)
Landkreismitgliedschaft
(t-1)

–0,550 0,193 – – 0,173 –

(0,514) (0,262) – – (0,239) –
Anteil Mitglieder im
Landkreis (t-1)

0,259 0,210 – – 0,147 –

(1,032) (0,733) – – (0,608) –
Landkreis mit
Aktionsplan (t-1)

– – –0,235 –0,190 – –0,254

– – (1,072) (0,557) – (0,336)
Anteil Aktionspläne im
Landkreis (t-1)

– – 1,968 –0,492 – 1,205

– – (2,350) (1,702) – (1,017)
Mitglied im Klima-
Bündnis (t-1)

0,436 0,659* 0,657 –0,383 0,637** 0,218

(0,312) (0,381) (0,415) (0,560) (0,256) (0,350)
Klimaschutzmanagement
(t-1)

– 1,237 – 1,310 1,101 1,523*

– (0,804) – (0,809) (0,763) (0,791)
Klimaschutzkonzept
(t-1)

0,261 0,572** 1,490*** 1,358*** 0,478** 1,485***

(0,543) (0,230) (0,444) (0,388) (0,212) (0,269)
Kreisfreie Stadt 0,646 – –2,311 – 1,148 –1,943**

(0,901) – (1,486) – (0,706) (0,882)
Bevölkerung (log, t-1) 0,701*** 0,149 0,129 0,977*** 0,461*** 0,483**

(0,190) (0,192) (0,305) (0,308) (0,133) (0,211)
Steuereinnahmen pro
Kopf (log, t-1)

0,050 –0,352 0,273 –0,213 –0,146 0,198

(0,179) (0,243) (0,234) (0,478) (0,140) (0,210)
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Tab. 6 (Fortsetzung)

Mitgliedschaft Aktionspläne Mitglied-
schaft

Aktions-
pläne2009–2015 2016–2020 2009–2015 2016–2020

(1) (2) (3) (4) (5) (6)

Verschuldung pro Kopf
(Tsd. C, t-1)

0,128 0,006 0,094 0,164 0,064 0,165

(0,124) (0,101) (0,218) (0,216) (0,080) (0,163)

– – (0,384) (0,168) – (0,086)
Beschäftigte in der
Industrie (%, t-1)

– – – – –0,001 –0,000

– – – – (0,005) (0,009)

Beobachtungen 2339 1309 585 528 3608 1104

Gemeinden 426 292 134 191 426 256

Log likelihood –412,034 –353,379 –171,015 –119,867 –799,366 –309,046

Alle Modelle enthalten kubische Polynome (t, t2, t3) und Dummy-Variablen für die drei Regierungsbezirke.
Nach Gemeinden geclusterte Standardfehler in Klammern. Die Referenzkategorie für die Exekutivpräfe-
renzen ist die CDU
*p< 0,10, **p< 0,05, ***p< 0,01
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